
 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG zu 

Tagesordnungspunkt 10 

 

Zu Punkt 10 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 30 Juni 2015 hat der Vor-

stand gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG über die Gründe für 

die in dem vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitalien II vorgesehenen Ermächti-

gungen zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei Ausgabe der neuen Aktien 

folgenden schriftlichen Bericht erstattet, der als Bestandteil dieser Einladung auf der In-

ternetseite der Gesellschaft (www.maxautomation.de � Investor Relations � Hauptver-

sammlung � 2015) zugänglich ist und während der Hauptversammlung zur Einsicht-

nahme ausliegt: 

 

Das zu Punkt 10 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 30. Juni 2015 vorge-

schlagene neue Genehmigte Kapital II soll den Vorstand ermächtigen, in der Zeit bis zum 

29. Juni 2020 mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft ein-

malig oder mehrmalig um bis zu insgesamt € 2.665.000,00 gegen Bar- oder Sacheinla-

gen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen. Der 

Umfang des neuen Genehmigten Kapitals II soll auf etwas weniger als 10 % des gegen-

wärtigen Grundkapitals beschränkt sein, so dass das genehmigte Kapital der Gesell-

schaft insgesamt, d. h. unter Einbeziehung des zu Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlage-

nen Genehmigten Kapitals I, etwas unter 25 % des gegenwärtigen Grundkapitals bleibt. 

 

Auch hinsichtlich der neuen Aktien aus dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital II 

haben die Aktionäre im Grundsatz ein Bezugsrecht. Diesem kann durch ein mittelbares 

Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG genügt werden. Die Ausgabe von 

Aktien unter Einräumung eines solchen mittelbaren Bezugsrechts ist bereits nach dem 

Gesetz nicht als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. 

 

Auch für den Fall der Ausgabe neuer Aktien unter grundsätzlicher Einräumung des Be-

zugsrechts, soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spit-

zenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des Be-

zugsrechts für Spitzenbeträge ist je nach Kapitalerhöhungsbetrag erforderlich, um ein 
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technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen 

vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Ver-

kauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 

mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt 

und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt 

entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals weder 10 % des zum 30. Juni 2015 noch 

10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung noch 10 % des zum Zeitpunkt 

der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft überschreitet 

und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 

Aktien nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter-

schreitet. Ob eine nicht wesentliche Unterschreitung in diesem Sinne vorliegt, wird der 

Vorstand im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags sorgfältig prüfen. 

Rechtsgrundlage für diesen sogenannten vereinfachten Bezugsrechtsausschluss ist 

§ 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Diese in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Gesellschaft in die 

Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen schnell und fle-

xibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe Preisfestsetzung erziel-

bare Veräußerungserlös führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss je 

Aktie als im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht und insoweit zu einer größtmög-

lichen Zuführung von Eigenmitteln. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendi-

ge Abwicklung des Bezugsrechts kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig 

bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 

AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der 

Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in diesem 

Fall ein Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Si-

cherheitsabschlägen bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu nicht 

marktnahen Konditionen führen kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung ei-

nes Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Markt-

verhältnisse reagieren. Auf die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Grenze für ver-
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einfachte Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals würden Bezugsrechts-

ausschlüsse in unmittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG auf Grundlage etwaiger anderer Ermächtigungen angerechnet; derar-

tige Ermächtigungen bestehen derzeit aber nicht. Da sich der Ausgabebetrag für die 

neuen Aktien am Börsenkurs zu orientieren hat und mit Blick auf den beschränkten Um-

fang der Ermächtigung, sind die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt. 

 

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 

Aktien im Rahmen des Zusammenschlusses mit anderen Unternehmen oder des Er-

werbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 

oder von sonstigen einlagefähigen Vermögensgegenständen auszuschließen. 

 

Die M.A.X. Automation AG steht im nationalen und internationalen Wettbewerb. Sie muss 

jederzeit in der Lage sein, in den nationalen und internationalen Märkten im Interesse 

ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die Option, 

Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zur Verbes-

serung der Wettbewerbsposition zu erwerben oder sich mit anderen Unternehmen zu-

sammenzuschließen. Denn damit kann unter anderem die Marktposition gefestigt oder 

verstärkt werden oder es kann der Markteintritt in neue Geschäftsbereiche oder Regio-

nen ermöglicht, erleichtert oder beschleunigt werden. Die im Interesse der Aktionäre und 

der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Option besteht im Einzelfall darin, den Zu-

sammenschluss mit einem anderen Unternehmen oder den Erwerb eines Unternehmens, 

eines Unternehmensteils oder einer Beteiligung an einem Unternehmen über die Gewäh-

rung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen. Bei Zusammenschlüssen 

mit anderen Unternehmen können bereits die gesetzlichen Vorschriften, gemäß denen 

der Zusammenschluss erfolgt, die Gewährung von Aktien verlangen. Die Praxis zeigt 

zudem, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für eine 

Veräußerung häufig, beispielsweise aus steuerlichen Gründen oder um weiterhin am 

bisherigen Geschäft (mit-)beteiligt zu sein, die Verschaffung von Aktien der erwerbenden 

Gesellschaft verlangen. Um auch solche Akquisitionsobjekte erwerben zu können, muss 

die M.A.X. Automation AG die Möglichkeit haben, neue Aktien als Gegenleistung zu ge-
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währen. Schließlich kann mit neuen Aktien aus genehmigtem Kapital ein Zusammen-

schluss- oder Erwerbsvorhaben liquiditätsschonend umgesetzt werden. 

 

Es soll auch möglich sein, sonstige einlagefähige Vermögensgegenstände gegen Ausga-

be neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital II zu erwerben. Bei einem Akquisitions-

vorhaben kann es wirtschaftlich sinnvoll sein, neben dem eigentlichen Akquisitionsobjekt 

weitere Vermögensgegenstände zu erwerben, etwa solche, die dem Akquisitionsobjekt 

wirtschaftlich dienen. Dies gilt insbesondere, wenn ein zu erwerbendes Unternehmen 

nicht Inhaber von mit seinem Geschäftsbetrieb im Zusammenhang stehenden Immateri-

algüterrechten (wie beispielsweise gewerblichen Schutzrechten, Urheberrechten, Lizenz- 

und Nutzungsrechten usw.) ist. In solchen und vergleichbaren Fällen soll die M.A.X. Au-

tomation AG in der Lage sein, mit dem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehen-

de Vermögensgegenstände zu erwerben und hierfür Aktien als Gegenleistung zu gewäh-

ren vorausgesetzt, dass die betreffenden Vermögensgegenstände einlagefähig sind. 

Darüber hinaus soll es auch möglich sein, in Fällen, in denen für den Erwerb des Unter-

nehmens, Unternehmensteils oder der Unternehmensbeteiligungen zunächst eine Geld-

leistung vereinbart war, im Nachhinein an Stelle von Geld Aktien zu gewähren und so die 

Liquidität zu schonen. Schließlich sollen auch unabhängig von einem anderen Akquisiti-

onsvorhaben Vermögensgegenstände – sei es zur Schonung der Liquidität oder weil es 

der Veräußerer verlangt – gegen Gewährung neuer Aktien erworben werden können. In 

Betracht kommende Vermögensgegenstände sind hier insbesondere Immaterialgüter-

rechte im bereits zuvor genannten Sinne. Eine unabdingbare Voraussetzung ist auch 

insoweit, dass es sich um einlagefähige Gegenstände handelt. Entsprechende Erwerbe 

kommen etwa in Betracht, wenn die Nutzung der betreffenden Immaterialgüterrechte zur 

Entwicklung von vorhandenen oder neuen Produkten des M.A.X. Automation AG-

Konzerns im Interesse der Gesellschaft liegt.  

 

Die Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlage setzt voraus, dass der Wert der Sacheinlage 

in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht, sodass der M.A.X. Auto-

mation AG insoweit kein Nachteil erwächst. Bei Einräumung eines Bezugsrechts sind 

hingegen der Zusammenschluss mit anderen Unternehmen und der Erwerb von Unter-

nehmen, Teilen von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von 
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sonstigen einlagefähigen Vermögensgegenständen unter Gewährung neuer Aktien der 

Gesellschaft nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre verbun-

denen Vorteile nicht erreichbar.  

 

Konkrete Zusammenschluss- oder Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Ge-

brauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Zu-

sammenschluss mit anderen Unternehmen oder zum Erwerb von Unternehmen, Teilen 

von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen einlagefähi-

gen Vermögensgegenständen konkretisieren, wird der Vorstand in jedem Einzelfall sorg-

fältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung durch Gewährung neuer 

Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung 

gelangt, dass der Zusammenschluss bzw. der Unternehmens-, Unternehmensteil- oder 

Beteiligungserwerb oder der Erwerb sonstiger einlagefähiger Vermögensgegenstände 

gegen Gewährung von Aktien der M.A.X. Automation AG im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung nur erteilen, 

wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung gelangt. 

 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand in Übereinstimmung mit dem 

Aufsichtsrat den möglichen Ausschluss des Bezugsrechts in den vorgenannten Fällen 

aus den aufgezeigten Gründen – auch unter Berücksichtigung eines möglichen Verwäs-

serungseffektes – für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für ange-

messen. 

 

Düsseldorf, im Mai 2015 

M.A.X. Automation AG 

 

Der Vorstand 


